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V o r l a g e   
 

an den 
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Wahleinspruch zur Stadtratswahl der UWG Stadt Helmstedt e.V. 
 
 
Der Gemeindewahlausschuss hat in seiner Sitzung am 28.09.2017 das endgültige 
Wahlergebnis der Gemeindewahl in der Stadt Helmstedt und der Ortsratswahlen in den 
Ortschaften Büddenstedt, Offleben, Emmerstedt und Barmke festgestellt. Die 
Wahlergebnisse wurden ab dem 10.10.2017 ausgehängt und gelten ab dem 18.10.2017 als 
bekannt gemacht. Der Landkreis Helmstedt hat hiervon Kenntnis erhalten. 
 
Gem. § 46 des Niedersächsischen Kommunalwahlgesetzes (NKWG) kann binnen zwei 
Wochen nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses gegen die Gültigkeit der Wahl Einspruch 
erhoben werden (Wahleinspruch). Die Frist endet am 01.11.2017. 
 
Die Unabhängige Wählergemeinschaft Stadt Helmstedt e.V. hat mit Schreiben vom 
02.10.2017, eingegangen am 05.10.2017, Wahleinspruch gegen das Ergebnis der 
Stadtratswahl Helmstedt vom 24.09.2017 erhoben (Anlage 1). 
 
Die UWG begründet ihren Wahleinspruch damit, dass das rechtswidrige Entfernen von 
Wahlplakaten der UWG zu Wählerverlusten bei der diesjährigen Kommunalwahl geführt 
hätte.  
 
 
Dazu nehme ich wie folgt Stellung: 
 
Gemäß § 46 Abs. 1 NKWG kann ein Wahleinspruch nur damit begründet werden, dass die 
Wahl nicht entsprechend den Vorschriften dieses Gesetzes vorbereitet oder durchgeführt 
oder in unzulässiger Weise in ihrem Ergebnis beeinflusst worden ist. Nach § 48 Abs. 1 ist der 
Wahleinspruch zurückzuweisen, wenn er unzulässig oder zulässig, aber unbegründet ist 
oder ein Rechtsverstoß auch im Zusammenhang mit anderen Rechtsverstößen das 
Wahlergebnis nicht oder nur unwesentlich beeinflusst hat. 
 
 
Der Wahleinspruch ist form- und fristgerecht eingegangen und somit zulässig. Die 
Begründung der UWG ist jedoch unzutreffend und kann deshalb nicht zur Feststellung der 
Ungültigkeit der Wahl führen. 
 
 
Mit Schreiben vom 21.07.2017 ist den zur Kommunalwahl zugelassenen Parteien und 
Wählergruppen unter Auflagen eine allgemeine Plakatierungserlaubnis im öffentlichen Raum 
zum Zwecke der Wahlwerbung erteilt worden (Anlage 2). Dabei handelt es sich um eine 
Sondernutzungserlaubnis, deren Erteilung im Vorfeld von Wahlen zwar grundsätzlich  
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beansprucht werden, die aber als Verwaltungsakt mit Einschränkungen (Auflagen) versehen 
werden kann. 
 
Zu den erlassenen Auflagen zählten u. a., dass die Plakate in einer Mindesthöhe von 2,20 m 
angebracht werden müssen und dass die Verwendung von Klebeband zur Befestigung 
unzulässig ist. 
 
Daneben waren die Parteien/Wählergruppen in dem Bescheid auf die ihnen obliegende 
Beobachtungs- und Verkehrssicherungspflicht hingewiesen worden. Schließlich enthielten 
die Bescheide die konkrete Ankündigung (Androhung), dass störende/unzulässige Plakate 
ohne Weiteres entfernt werden.  
 
Ausgehend von einer konkreten Anzeige am 27.08.2017, wonach die UWG an 
verschiedenen Stellen im Stadtgebiet Laternenmasten mit Wahlwerbung beklebt habe, ist in 
den Folgetagen die gesamte Wahlwerbung auf Einhaltung der Vorgaben kontrolliert worden. 
Dabei wurden von Ordnungsamt und Betriebshof am 30.08.2017 insgesamt 66 Plakate 
abgenommen. Daneben sind jedoch auch diverse Plakate (wo dies ohne großen Aufwand 
möglich war) hochgeschoben und neu befestigt worden. Betroffen waren in 
unterschiedlichem Umfang fast sämtliche zur Wahl zugelassen Parteien/Wählergruppen, 
wobei die UWG bei weitem nicht den größten Anteil hatte. Während Plakate anderer 
Parteien/Wählergruppen jedoch vor allem fehlerhaft platziert waren (Sichtbehinderungen in 
Kreuzungsbereichen sowie zu tief hängende Plakate über Verkehrsflächen) waren 
tatsächlich zahlreiche Plakate der UWG entgegen der Erlaubnis offensichtlich planmäßig mit 
Klebeband an Masten u.ä. befestigt oder vollflächig daran geklebt worden. 
 
Im Verwaltungsausschuss am 31.08.2017 ist dieser Vorgang von mir mündlich berichtet und 
zum anderen sind am 01.09.2017 alle konkret betroffenen Parteien/Wählergruppen 
angeschrieben und auch darauf hingewiesen wurde, das die Plakate nach vorheriger 
Terminabsprache vom Betriebshof abgeholt sowie (vorschriftsmäßig) wieder aufgehängt 
werden können (Anlage 3). 
 
Auch an den Folgetagen bis zum Wahltermin sind (vereinzelt) weitere Plakate entfernt 
worden, die im Rahmen des allgemeinen Außendienstes als vorschriftswidrig oder 
verkehrsgefährdend festgestellt werden mussten. Insbesondere galt dies auch für Plakate, 
die am Wahltag oder am Abend zuvor in der Nähe des Wahllokals Julianum sowie im 
Ostendorf innerhalb der Bannmeile angebracht worden waren. Diese wurden am 24.09.2017 
gegen Mittag unverzüglich entfernt, nachdem der Wahlleiter davon Kenntnis erlangt hatte. 
 
 
Bei Würdigung des zuvor beschriebenen Ablaufs kann nicht unterstellt werden (wie dies die 
nähere Begründung des Wahleinspruchs belegen soll), dass das Verwaltungshandeln 
rechtswidrig oder gar willkürlich erfolgt sei. Insbesondere hat die Verwaltung nicht in 
unzulässiger Weise gegen kleinere Parteien/Wählergruppen im Allgemeinen und gegen die 
UWG im Besonderen gehandelt oder diese gezielt  benachteiligt. 
 
 
Anspruch aller Parteien und Wählergruppen an sich selbst sollte es vielmehr sein, die 
Wahlwerbung unter Beachtung der für alle geltenden Regeln zu betreiben. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtratswahl in der Stadt Helmstedt wurde ordnungsgemäß durchgeführt. Der form- und 
fristgerechte Wahleinspruch der Unabhängigen Wählergemeinschaft Stadt Helmstedt e.V. 
gegen die Stadtratswahl vom 24.09.2017 ist zulässig, aber unbegründet und wird 
zurückgewiesen. Die Wahl ist gültig. 
 
 
 
gez. H. K. Otto 
 
 
(Henning Konrad Otto) 
 
 
Anlagen 1-3 












